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Schnellbrief 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Laufende Unterstützung für dienstunfähige Arbei- 
ter und Angestellte der ehematigen Heeres- und 
Marineverwaltung 

Bezug: Kleine Anfrage 224 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2056 - 


Die Anfrage der Fraktion der SPD beehre ich mich wie folgt zu 
beantworten : 

Die Richtlinien für Unterstützungen an dienstunfähige Arbeiter und 
Aiigesiellte der ehemaligen Heeres- und Marineverwaltung bezweck- 
ten, dem betroffenen Personenkreis lediglich Zuschüsse zu den 
Renten aus der Pflichtversicherung zur Invaliden-, Angestellten- und 
knappschaftlichen Rentenversicherung zu gewähren. Die Zuschüsse 
sollten den Berechtigten eine Gesamtversorgung gewährleisten, die 
sich entsprechend dem Versorgungsrecht der Beamten nach dem 
letzten Arbeitseinkommen und der Dienstzeit errechnet. Als Unter- 
stützung wurde also stets nur der Betrag gewährt, um den die 
Leistungen aus den gesetzlichen Sozialversicherungen hinter der nach 
Arbeitseinkommen und Dienstzeit errcchneten und garantierten 
Gesamtversorgung zurückblieb. Die garantierte Gesamtversorgung 
nimmt an den Erhöhungen der Versorgungsbezüge der Beamten 
teil. Demgemäß ist sie seither um rd. 40 v. FI. erhöht worden und 
wird auch an deren künftigen Erhöhungen teilnehmen (vgl. § 41 
des Entwurfs eines Bundesbesoldungsgesetzes — Bundestagsdruck- 
sache 1993). Infolge dieser Erhöhungen der Versorgung erhalten 
die Unterstützungsempfänger trotz Anrechnung ihrer Bezüge aus 
der Sozialversicherung eine höhere Gesamtversorgung, als ihnen 
garantiert war. Daß eine Anzahl von Berechtigten keine Unter- 
stützungszahlung mehr erhält, liegt daran, daß die in den letzten 
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Jahren erfolgten Erhöhungen der Sozialversicherungsleistungen in 
einigen Fällen höher sind als die etwa 40-prozentIge Erhöhung der 
in Anlehnung an das Beamtenversot gungsrecht errechneten und 
garantierten Gesamtversorgungsbezüge. 

Die Bundesregierung ist nach dem Zweiten Überleitungsgesetz vom 
21. August 1951 (BGBl. I S. 774), das Grundlage der weiteren 
Zahlungen von Unterstützungen an dienstunfähige Arbeiter und 
Angestellte der ehemaligen Heeres- und Marine Verwaltung bildet, 
an das den bisherigen Zahlungen zu Grunde liegende Recht ge- 
bunden. Eine Änderung der Unterstützungsrichtlinien kann sie 
deshalb nicht vornehmen. Vielmehr bedürfte eine Änderung des 
Rechts einer gesetzlichen Regelung. Eine Änderung des Rechts er- 
scheint aber schon deswegen nicht angebracht, weil dadurch eine 
ungerechtfertigte Besserstellung der Unterstützungsberechtigten gegen- 
über den Personen eintreten würde, die lediglich Beamtenversorgung 
erhalten. 


In Vertretung 
Hartmann 



